Deutsdier Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1119 


Sachgebiet 242 

Der Bundesminister des Innern Bonn, den 26. August 1970 

Vt III 3 -9704/4 -1050/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: In der Bundesrepublik Deutschland lebende Personen 
(anerkannte politische Häftlinge) nach Rückkehr aus 
Straflagern der UdSSR und „DDR" 

hier: Entschädigung nach dem Häftlingshilfegesetz 
(HHG) 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Stücklen, Wagner 
(Günzburg), Dr. Riedl (München), Geisenhofer, Dr. 
Kreile, Dr. Schneider (Nürnberg), Dr. Franz,, Ziegler und 
Genossen 

- Drucksache VI/1077 - 


1. Hat die Bundesregierung die Absicht, durch Novellierung des 
HHG oder durdi ein zu schaffendes Entschädigungsgesetz Lei- 
stungen in Anlehnung an das BEG zu beschließen und gegebe- 
nenfalls wann? 

2. In welcher Höhe und wann wird die Bundesregierung finanzielle 
Mittel für eine Entschädigung an diesen Personenkreis bereit- 
stellen? 

3. Welche Leistungen an den genannten Personenkreis - die über 
den derzeitigen Stand der Leistungen nach dem HHG und 
etwaiger hierzu ergangener Ergänzungsnovellen hinausgehen - 
wird die Bundesregierung in der 6. Wahlperiode nach dem HHG 
gewähren? 


Wegen des Sachzusammenhangs beantworte ich die Fragen 1 
bis 3 gemeinsam wie folgt: 

Die Leistungen nach dem Häftlingshilfegesetz wurden im ver- 
gangenen Jahr durch die 3. und 4. Novelle (Bundesgesetzbl. I 
S. 451 und S. 934) erweitert. Damit konnten zweifellos Fort- 
schritte auf dem Gebiet der Häftlingshilfe erreicht werden. 

In dem mehrjährigen Finanzplan der Bundesregierung bis 1974 
sind für weitere Verbesserungen des Häftlingshilfegesetzes zu- 
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sätzlidie Mittel nicht vorgesehen. Die Bundesregierung prüft 
gegenwärtig die Frage, ob trotzdem für einen engeren Kreis 
der ehemaligen politischen Häftlinge weitere Hilfsmaßnahmen 
getroffen werden sollten und sich verwirklichen lassen. Sie wird 
dazu in absehbarer Zeit Stellung nehmen. 

Schon jetzt läßt sich sagen, daß die Bundesregierung an der bis- 
herigen Rechtsauffassung des Gesetzgebers zur Häftlingshilfe 
festhält, wonach die Bundesrepublik Deutschland für einen Frei- 
heitsentzug im Sinne des Häftlingshilfegesetzes nicht haftet. 
Etwaige künftige Regelungen könnten daher keine Entschädi- 
gung zum Inhalt haben. 

Sofern Maßnahmen zur Verbesserung der sozialen Eingliede- 
rung ehemaliger politischer Häftlinge vorgesehen werden, hält 
es die Bundesregierung für erforderlich, sie von besonderen 
Voraussetzungen (Gründe, Dauer und Auswirkungen des Ge- 
wahrsams) abhängig zu machen. 


Genscher 



